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Drucksache 1563 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Tarifvertragsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


A r t i k e 1 1 i 

Das vom Wirtschaftsrat des Vereinigten Wirt- ] 
Schaftsgebietes beschlossene Tarifvertragsgesetz 
vom 9. April 1949 (WiGBl. S. 55) in der Fassung 
des Anderungsgesetzes vom 11. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 19) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. Vor § 1 wird eingefügt: 

,, Erster Abschnitt 
Tarifverträge" 


2. Nach § 8 werden folgende neue §§ 9 bis 20 ein- 
gefügt: 

,, Zweiter Abschnitt 
Schlichtungswesen 

§ 9 

Vereinbarungen über Schlichtungsverfahren 

(1) In Ausübung ihrer Tarif hohe! t haben die 
Tarifvertragsparteien zur Hilfeleistung beim 
Abschluß (Verlängerung, Änderung oder Er- 
gänzung) von Tarifverträgen ein tarifliches 
Schlichtungsverfahren zu vereinbaren, das zur 
Anwendung kommen muß, wenn die freien 
Verhandlungen, die vorher durchzuführen sind, 
zwischen den Tarifvertragsparteien zu keiner 
Verständigung geführt haben. 


(2) Zur Durchführung des Schlichtungsver- 
fahrens sind nach Maßgabe der folgenden Be- 
stimmungen tarifliche Schlichtungsstellen zu er- 
richten. Diese haben den Vorrang vor gesetz- 
lichen Schlichtungseinrichtungen. 

§ 10 

Zusammensetzung der Schlichtungsstelle 

(1) Die Schlichtungsstelle muß paritätisch aus 
mindestens je zwei Beisitzern mit oder ohne 
einen unparteiischen Vorsitzenden zusammenge- 
setzt sein. 

(2) Jede Tarifvertragspartei benennt ihre Bei- 
sitzer. Das Nähere über die Zusammensetzung 
der Schlichtungsstelle bleibt der Vereinbarung 
der Tarifvertragsparteien überlassen. 

§ 11 

Einleitung des Schlichtungsverfahrens 

Die tarifliche Schlichtungsvereinbarung muß 
Bestimmungen darüber enthalten, daß das 
Schlichtungsverfahren in jedem Falle vor Ein- 
leitung oder Durchführung von Kampfmaß- 
nahmen im Sinne des § 13 durchgeführt wird. 
Das Nähere über Einleitung und Durchführung 
des Schlichtungsverfahrens haben die Tarifver- 
tragsparteien zu vereinbaren. 

§ 12 

Aufgaben und Durchführung 
des Schlichtungsverfahrens 

(1) Aufgabe der Schiichtungsstelle ist es, den 
Parteien einen Einigungsvorschlag zu unter- 
breiten. 
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(2) Die Schlichtungsstelle hat unter Würdi- 
gung der von den Parteien vorgetragenen Dar- 
legungen die wirtschaftlichen und sozialen Ge- ; 
sichtspunkte des betroffenen Wirtschaftszweiges ! 
und die Auswirkungen auf die Volkswirtschaft- | 
liehe Gesamtlage zu berücksichtigen. Zu diesem | 
Zwecke kann die Schlichtungsstelle Auskünfte | 
und Gutachten einholen sowie Auskunftsper- I 
sonen und Sachverständige hören. 

! 

i 

§ 13 I 

Kampfmaßnahmen 

(1) Kampfmaßnahmen sind erst nach Ablauf 
von zwei Wochen nach dem Scheitern des 
Schlichtungsverfahrens zulässig. Das Schlich- 
tungsverfahren gilt als gescheitert, wenn ein 
Einigungsvorschlag nicht zustande kommt oder 
der Einigungsvorschlag abgelehnt wird. 

(2) Kampfmaßnahmen im Sinne dieses Geset- 
zes sind außer dem Streik und der Aussperrung 
Maßnahmen, die den Streik oder die Aussper- 
rung vorbereiten und dem Zweck dienen, den 
Verhandlungspartner unter Druck zu setzen und 
ihn dadurch in seiner Entscheidungsfreiheit zu 
beeinträchtigen. 

§ 14 

Gesetzliche Regelung des Schlichtungsverfahrens 

(1) Für den Fall, daß die Tarifvertragsparteien 
eine Vereinbarung gemäß § 9 nicht innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Geset- 
zes treffen oder daß sie eine getroffene Verein- 
barung aufheben, gelten für das von den Tarif- 
vertragsparteien vor Durchführung von Kampf- 
maßnahmen einzuhaltende Schlichtungsverfah- 
ren die §§ 9 bis 13 nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften entsprechend. 

(2) Treffen die Tarifvertragsparteien nach Ab- 
lauf der in Absatz 1 genannten Frist eine Ver- 
einbarung gemäß § 9, so treten deren Bestim- 
mungen an die Stelle der Regelung nach §§ 14 
bis 20. 

I 

§ 15 I 

Besetzung der Schlichtungsstelle 

(1) Jede Partei des Tarifvertrages hat inner- 
halb eines Monats je zwei Beisitzer zu benennen. 

(2) Die Verhandlungen der Schlichtungsstelle 

werden von einem unparteiischen, stimmberech- i 
tigten Vorsitzenden geleitet. j 

(3) Der unparteiische Vorsitzende wird, wenn | 
sich die Tarifvertragsparteien über seine Aus- | 
wähl nicht einigen, auf Antrag einer Tarifver- 
tragspartei von dem Präsidenten des für den 
Tarifbereich zuständigen Landesarbeitsgerichts 
und im Falle eines über den Bezirk eines Lan- 
desarbeitsgerichts hinausgehenden Tarifbereichs 
von dem Präsidenten des Bundesarbeitsgerichts 
bestellt. 
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§ 16 

Entscheidung beim Ausbleiben von Mitgliedern 
der Schiedsstelle 

Benennt eine Tarifvertragspartei ungeachtet 
der Bestimmung des § 10 Abs. 2 keine Mit- 
glieder oder bleiben die von ihr benannten 
Mitglieder trotz rechtzeitiger Einladung durch 
den unparteiischen Vorsitzenden der Sitzung 
fern, so entscheiden über den Einigungsvor- 
schlag der Vorsitzende und die erschienenen Bei- 
sitzer allein. 

§ 17 

Scheitern der Tarifverhandlungen 

(1) Sind die Tarifverhandlungen zwischen den 
Vertragsparteien gescheitert, so sind beide Par- 
teien verpflichtet, der Schlichtungsstelle, dem 
unparteiischen Vorsitzenden, hiervon Mitteilung 
zu machen. Dies gilt auch dann, wenn die Ver- 
handlungen vor Ablauf der Kündigungsfrist 
eines bestehenden Vertrages gescheitert sind. 
Der unparteiische Vorsitzende ist nach Eingang 
der Mitteilung einer Vertragspartei verpflichtet, 
unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen zur 
Durchführung des Schlichtungsverfahrens zu 
treffen. 

(2) Die Verhandlungen gelten als gescheitert, 
wenn eine Vertragspartei dies der anderen Ver- 
tragspartei gegenüber erklärt oder eine Ver- 
tragspartei es ablehnt, weiter zu verhandeln. 

(3) Die Vertragsparteien sind verpflichtet, sich 
auf das Schlichtungsverfahren einzulassen. 

§ 18 

Einleitung und Durchführung 
des Schlichtungsverfahrens 

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen nach Eingang der Mit- 
teilung über das Scheitern der Verhandlungen 
zusammentreten und innerhalb einer weiteren 
angemessenen Frist von höchstens drei Wochen 
den Parteien einen Einigungsvorschlag zu unter- 
breiten. Die Frist beginnt mit dem Tage des 
Eingangs der Mitteilung bei dem unparteiischen 
Vorsitzenden. 

(2) Die Verhandlungen der Schlichtungsstelle 
sind nicht öffentlich. 

(3) Beschlüsse der Schlichtungsstelle werden 
mit Mehrheit gefaßt, die Stimme des Vorsitzen- 
den darf nicht den Ausschlag geben. 

§ 19 

Einigungsvorschlag 

(1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Sta- 
dium des Verfahrens zu versuchen, eine Eini- 
gung der Parteien herbeizuführen. Kommt eine 
Einigung zustande, so ist sie in ihrem Wortlaut 
niederzuschreiben und von den Parteien zu un- 
terzeichnen. 
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(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, so 
hat die Schlichtungsstelle den Parteien ihrerseits 
einen Einigimgsvorschlag zu unterbreiten. Der 
Einigungsvorschlag soll sich auf alle zwischen 
den Parteien strittigen Fragen erstrecken. 

(3) Der Vorschlag ist vor der Verkündung 
schriftlich abzufassen. Er ist von dem unpartei- 
ischen Vorsitzenden zu unterzeichnen. Den Par- 
teien ist bei der Verkündung eine Abschrift des 
Vorschlages auszuhändigen und zur Annahme 
oder Ablehnung des Vorschlages eine Frist zu 
setzen. 

(4) Die Erklärung über Annahme oder Ableh- 
nung ist von jeder Partei gegenüber der ande- 
ren Partei und der Schlichtungsstelle abzugeben. 
Nichtabgabe einer Erklärung innerhalb der ge- 
setzten Frist bedeutet Ablehnung. 

(5) Die Annahme des Vorschlages durch beide 
Parteien hat die Wirkung einer Gesamtvereini- 
gung. 


§ 20 

Kosten des Schlichtungsverfahrens 

(1) Die Kosten des Schlichtungsverfahrens so- 
wie die aus der Heranziehung des unparteiischen 
Vorsitzenden entstandenen Kosten trägt jede 
Partei zur Hälfte. 

(2) Die Entschädigung der Beisitzer trägt die 
sie bestellende Partei; ebenso trägt jede Partei 
die Kosten der von ihr geladenen Auskunftsper- 
sonen und Sachverständigen." 

3. §§ 9 und 10 werden §§ 21 und 22. 

4. § 10a wird § 23. 

5. § 11 wird § 24. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 20. Januar 1960 


Dr. Atzenroth 
Dr. Dahlgrün 
Mauk 

Dr. Mende und Fraktion 
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